Ja zur Erbschaftssteuer - gerecht, solidarisch und unternehmerfreundlich
Von Maya Graf, Nationalrätin Grüne BL
Immer weniger Erwerbstätige müssen für immer mehr AHV-Rentner und Rentnerinnen aufkommen. Um die AHV weiterhin solide zu finanzieren, müssen die AHV-Beiträge der Arbeitnehmer und Arbeitgeber mittelfristig erhöht werden. Dies schränkt die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen ein. Oder es müssen die AHV-Renten gekürzt werden. Beides wollen wir nicht. Mit der nationalen Erbschaftssteuer liegt uns eine Steuerreform vor, die es ermöglicht, dass in den ganzen Schweiz Erbschaften, auch von direkten Verwandten, gleich besteuert werden. Diese geschätzten Einnahmen von 3 Milliarden (Bundesrat) bis zu 6 Milliarden (Initianten) Franken jährlich würden zu Zweidrittel direkt in die AHV fliessen und so unser wichtigstes Sozialwerk langfristig sichern, ohne Unternehmen, Arbeitnehmer und Rentnerinnen zu belasten. 

Es ist daher unverständlich und irreführend, dass die Gegner der Initiative als Hauptargument einmal mehr die Arbeitsplätze und die KMU ins Feld führen. Zumal die Sicherung der Familienunternehmen und deren Arbeitsplätze explizit im Initiativtext stehen. Unser bürgerliches Parlament würde in der Folge den Freibetrag bestimmt so ansetzen, dass die allermeisten Unternehmen nicht betroffen wären. Auch die Landwirtschaftsbetriebe müssen keine Nachteile bei der Erbfolge befürchten, da sie ausgenommen sind, wenn die Erben den Bauernhof weiterführen und in jedem Fall ein Freibetrag von 2 Millionen Franken gilt.
Die nationalen Erbschaftssteuer nimmt die Grundwerte auf, die unseren Wohlstand und unser Zusammenleben bis heute tragen: Gerechtigkeit, Solidarität und Chancengleichheit. Die Menschen sollen gleiche Startmöglichkeiten haben, um sich mit persönlicher Leistung und Talent frei zu entfalten. Die höchst ungleiche Verteilung der Vermögen in der Schweiz, wo 2% der Bevölkerung gleich viel besitzt wie die übrigen 98%, widerspricht diesem liberalen Wert der gleichen Chancen. Zudem muss selbst erarbeitetes Geld versteuert werden, während Erbschaften, die den Erben ohne eigene Leistung zufallen, selbst in Milliardenhöhe häufig steuerfrei sind. Das ist unfair, unsolidarisch und begünstigt die unerwünschte Konzentration der Vermögen in der Hand weniger. Die Erbschaftssteuer ist eine gerechte Steuer, die dem entgegenwirkt. Denn mit einem Freibetrag von 2 Millionen Franken werden nur die obersten 2 Prozent Erbschaften besteuert. 98 Prozent sind also steuerfrei. 

Die Erbschaftssteuer-Einnahmen gehörten bisher den Kantonen. Diese haben sie jedoch weitgehend dem interkantonalen Steuerwettbewerb geopfert wie auch das Baselbiet. Warum heute jeder Kanton den Nachlass steuerlich so unterschiedlich behandelt, ist schwer erklärbar. Mit der nationalen Erbschaftssteuer werden alle gleich behandelt, egal wo sie wohnen. Die Kantone erhalten einen Drittel des Ertrages der Erbschaftssteuer für den Verlust ihrer Kompetenzen ausbezahlt. 

Wer eine gerechte, kmu-freundliche Steuerreform will, stimmt JA. 

